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Historie, Sachstand Handreichung
Einführung Hochrisikomanagement



Landesweite Arbeitsgruppe zur Überarbeitung der 

„Handreichung für die Polizei II – Gewalt gegen Frauen 

im häuslichen Bereich

1. Konstituierende Sitzung am 30.05.2018

12 Teilnehmer aller Behörden

16 Sitzungen – weitere 3 terminiert

Abgabetermin MI 31.12.2019



Auszug aus der Handreichung im Überblick

1. Einleitung
2. Das Phänomen „Häusliche Gewalt“
3. Das Gewaltschutzgesetz (GewSchG)

4. Aktionsplan des Landes Niedersachsen zur Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen im
häuslichen Bereich
5. Opferschutz
6. Polizeiliches Handeln
6.1 Handlungsorientierungen für den polizeilichen Einsatz bei häuslicher Gewalt
6.1.1 Erstinformation
6.1.2 Erstkontakt
6.1.3 Polizeirechtliche Maßnahmen
6.1.3.1 Platzverweisung (§ 17 NPOG)

6.1.3.2 Wegweisung und Aufenthaltsverbot bei häuslicher Gewalt (§ 17a NPOG)

6.1.3.3 Gewahrsam (§ 18 NPOG)

6.1.3.4 Betreten und Durchsuchung von Wohnungen (§ 24 NPOG)

6.1.3.5 Sicherstellung (§ 26 Nr. 1 NPOG)

6.1.3.6.Kontaktverbot (§ 11 NPOG)

6.1.3.7 Gefährderansprache (§ 11 NPOG)

6.1.3.8 Datenübermittlung

6.2 Weiterführende Ermittlungen/Strafverfolgung
• Belehrungen
• Vorladung zur Vernehmung / Gestaltung der Vernehmungssituation
• Vernehmung des Opfers
• Vernehmung von minderjährigen Zeuginnen und Zeugen
• Vernehmung der/des Beschuldigten

6.3 Identifizierung von Hochrisikofällen, Gefährdungseinschätzung und Umgang
6.4 Besondere Opfergruppen häuslicher Gewalt
7. Qualitätskontrolle und -sicherung
8. Zusammenarbeit mit anderen beteiligten Institutionen
8.1 Beratungs- und Interventionsstellen (BISS)

8.4 Rückmeldung durch die Familiengerichte nach Wohnungszuweisungen und / oder Erlass von
Schutzanordnungen

Neu



• Aktualisierung der Einleitung und Phänomen (LKA)

• Gewaltschutzgesetz (LKA)

• Aktionsplan III (LKA)

• Polizeiliches Handeln und Checklisten (PD OS)

• Umgang mit Sonstigen Ereignissen (PD H und GÖ)

• Platzverweisung (PD GÖ)

• Weitere polizeiliche Maßnahmen (PD H)

• Besondere Opfergruppen (PA)

• Qualitätskontrolle und Sicherung (PD OL und LG)

• Verfahren zur Gefährungseinschätzung und Fallkonferenzen

(PD BS)

• Zusammenarbeit mit anderen Institutionen (LPR)

• Opferschutz (PD LG)

Arbeitspakete



• Etablierung von geeigneten Checklisten zur 
Einstufung von Hochrisikofällen 

• Mindeststandards bei der Durchführung von 
Fallkonferenzen (mind. Pol, StA und 
Beratungsstellen?)

Auftrag PD BS

Entwicklung interdisziplinäres Fallmanagent

inkl. Gefährdungseinschätzung





Vertragspartner der iKOST HG
Ambulanter Justizsozialdienst – Bezirk Braunschweig
Asklepios Harzklinik Goslar
AWO Beratungszentrum Gifhorn
AWO Frauenhaus Salzgitter
Bezirksärztekammer Niedersachsen
BISS Braunschweig - AWO Kreisverband Braunschweig e.V.
BISS Gifhorn in Trägerschaft der Caritas für Stadt und Landkreis Gifhorn
BISS Goslar AWO Kreisverband Region Harz e.V.
BISS Helmstedt Paritätischer Wohlfahrtsverband Niedersachsen – Kreisverband Helmstedt
BISS Peine Paritätischer Wohlfahrtsverband Niedersachsen – Kreisverband Salzgitter
BISS Salzgitter - Paritätischer Wohlfahrtsverband Niedersachsen - Kreisverband Salzgitter
BISS Wolfenbüttel - AWO Kreisverband Wolfenbüttel
BISS Wolfsburg in Trägerschaft Dialog e. V.
Dialog e.V. Wolfsburg - Beratung für Frauen und Männer nach Gewalterfahrung
Frauenberatung Helmstedt - für von Gewalt betroffene Frauen - Paritätischer Wohlfahrtsverband Niedersachsen
Frauenberatungsstelle Braunschweig e.V.
Frauenhaus AWO Kreisverband Braunschweig e.V.
Frauenhaus Gifhorn in Trägerschaft der Caritas für Stadt und Landkreis Gifhorn
Frauenhaus Helmstedt Paritätischer Wohlfahrtsverband Niedersachsen – Kreisverband Helmstedt
Frauenschutzhaus AWO Wolfenbüttel
Generalstaatsanwaltschaft Braunschweig
Generalstaatsanwaltschaft Celle
Goslarer Frauenhaus e.V.
Helios Klinikum Salzgitter
Helios St. Marienberg Klinik Helmstedt
Herzogin-Elisabeth-Hospital Braunschweig
Jugendhilfe Wolfenbüttel e.V
Klinikum Peine gGmbH
Labora gGmbH
Landesaufnahmebehörde Niedersachsen
Landkreis Gifhorn
Landkreis Goslar
Landkreis Helmstedt
Landkreis Peine
Landkreis Wolfenbüttel
Marienstift Braunschweig
Niedersächsische Landesschulbehörde, Regionalabteilung Braunschweig
Oberlandesgericht Braunschweig
Oberlandesgericht Celle
Ostfalia – Hochschule für angewandte Wissenschaft - Wolfenbüttel
Peiner Frauenhaus e.V.
Polizeidirektion Braunschweig
Rechtsanwaltskammer Bezirk Braunschweig
St. Elisabeth Krankenhaus Salzgitter
Stadt Braunschweig
Stadt Salzgitter
Stadt Wolfsburg
Städtisches Klinikum Braunschweig
Städtisches Klinikum Wolfsburg
Weißer Ring e.V.
Wolfsburger Frauenhaus e.V.



Fachgremium



Bedrohungsmagement

Täterberatung Datenschutz

Fortbildung

Sprechergruppe



Interdisziplinäres Fallmanagement
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Entwicklung in der Polizeidirektion Braunschweig



Artikel 51 (1) Instanbul Konvention

Gefährdungsanalyse und Gefahrenmanagement 

Die Vertragsparteien treffen die erforderlichen gesetzgeberischen oder 

sonstigen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass 

eine Analyse 

der Gefahr für Leib und Leben und der Schwere der Situation sowie der 

Gefahr von wiederholter Gewalt 

von allen einschlägigen Behörden

vorgenommen wird, 

um die Gefahr unter Kontrolle zu bringen und erforderlichenfalls 

für koordinierte Sicherheit und Unterstützung zu sorgen. 

Aufgaben



• Hochrisikofälle müssen zunächst als solche identifiziert werden. 

• Bereits beim ersten Angriff muss eine systematisierte Risikoanalyse 

erfolgen. 

• Die Analyse muss umfassend dokumentiert und laufend 

fortgeschrieben werden.

Identifizierung von Hochrisikofällen



Hierbei können folgende Definitionen unterstützen:

• Ein Risikofall ist immer anzunehmen, wenn sich Partner und ihre 

Kinder subjektiv vor wiederholter Gewalt durch ihren (Ex-)Partner 

fürchten und den involvierten Behörden und Einrichtungen 

tatsächliche Anhaltspunkte für diese Bedrohung vorliegen.

Identifizierung von Hochrisikofällen



Hierbei können folgende Definitionen unterstützen:

• Ein Hochrisikofall ist immer anzunehmen, wenn sich Partner und 

ihre Kinder subjektiv von (auch wiederholter) schwerer Gewalt bzw. 

einer Tötung durch ihren (Ex-)Partner bedroht fühlen und den 

involvierten Behörden und Einrichtungen tatsächliche Anhaltspunkte 

für diese Bedrohung vorliegen. Ein Hochrisikofall kann auch dann 

vorliegen, wenn ausnahmsweise das Bedrohungsgefühl bei den 

Betroffenen nicht vorhanden ist.
Bericht der länderoffenen Arbeitsgruppe des AK II unter Beteiligung des UA FEK, des UA RV und der AG Kripo vom 08.10.2015

Identifizierung von Hochrisikofällen



Grundsätze aus dem Bedrohungsmanagement

Erkennen EntschärfenEinschätzen

Warnsignale, die auf 
eine mögliche 
schwere Gewalttat 
hinweisen, gilt es im 
ersten Schritt zu 
erkennen. Hierzu 
stehen 
Screeninginstrumente 
zur Verfügung

Die Einschätzung, ob 
ein Risiko für eine 
Gewalttat besteht und 
die Beurteilung des 
Risikogrades, erfolgt 
mit standardisierten 
und validierten 
Instrumenten. 

Nach dem ein 
Risiko erkannt 
wurde geht es 
darum, 
Maßnahmen 
einzuleiten, um 
die Gefahr 
abzuwenden



5 Phasen

Risikoeinschätzung (erste Bewertung)

Schutz und Aufklärung

Fälle erkennen

Fallmanagement

Gefährdungsanalyse



Interdisziplinäres Fallmanagement Ergebnis der Arbeitsgruppe



Interdisziplinäres Fallmanagement



• Elementar für ein wirksames Management von Hochrisikofällen ist 

das Erkennen entsprechender Fallkonstellationen aus der 

Masse der Sachverhalte von häuslicher Gewalt und Stalking. 

• Im Rahmen der ersten Informationsgewinnung (z.B. beim 

Polizeilichen Einsatz) sind die nachfolgenden Screeningfaktoren zu 

nutzen, um zu entscheiden, ob eine weitere Risikoeinschätzung 

vorgenommen wird.

Fälle erkennen



Screeningfaktoren für leichte bis mittelschwere physische Gewalt (Weißer Ring Studie 

2017) sind:

• Wurde zuvor jemals körperliche Gewalt gegen das Opfer oder 

Dritte ausgeübt?

• Wurden wiederholte Sachbeschädigungen in diesem 

Zusammenhang begangen?

• Wurde körperliche Gewalt gegen (Haus-)Tiere begangen?

• Bestehen spezifische Gewaltdrohungen gegen die Frau?

• Gibt es Erkenntnisse über sexuelle Gewalttätigkeit?

• Gibt es andere Faktoren, die eine Risikoeinschätzung sinnvoll 

erscheinen lassen?

Trifft einer der Faktoren zu, ist eine Risikoeinschätzung (s. Anlage) durchzuführen.

Fälle erkennen



Interdisziplinäres Fallmanagement



• Als Instrument der Risikoeinschätzung kommt das 

„Danger Assessment Scale (DA)“ 

beim Vorliegen eines Verdachtsfalles zur Anwendung. 

• Es wird eine Checkliste mit Kriterien wie 

– Gewaltvorgeschichte, 

– Trennung des Paares, 

– Arbeits- und Lebenssituation,

– Zugriffsmöglichkeit auf Waffen, 

– geäußerte Drohungen, 

– festgestellte Eifersucht oder Kontrollverhalten 

genutzt. 

• Das Risikoeinschätzungsinstrument Danger Assessment Scale (DA) wurde von 

Jacquelyn C. Campbell in den USA entwickelt. Das Modell untersucht in Form einer 

Checkliste die Gefahr schwerer und tödlicher Gewaltausübung

Risikoeinschätzung (erste Bewertung)



• Checkliste ist 

– nur einen Anhalt für eine entsprechende prognostische Bewertung und 

als Ergänzung zu vorhandenem Fachwissen und Erfahrungswerten von 

langjährigen Berufsträgern zu sehen. 

– ein Hilfsmittel für die polizeiliche Befragung und dient der 

Einschätzung von Risiko- und Hochrisikofällen. 

• Beim Vorliegen von Indikatoren in Bezug auf einen möglichen 

Hochrisikofall ist die Checkliste bereits durch den Ersteinschreiter

anzuwenden

Risikoeinschätzung (erste Bewertung)



• Obwohl DA strukturiertes Instrument ist, wird auf festen 

Auswertealgorithmus verzichtet. 

 Jedes Ereignis ist immer als Einzelfall zu betrachten!

• Von einem Hochrisikofall ist auszugehen, wenn

 eines der besonderen Merkmale (Fragen 6, 10 und 15) mit „ja“ 

beantwortet wird oder

 aus den Erkenntnissen des gesamten Fragebogens und der o. g. 

Definition ihn begründen.

(Je mehr Fragen hierbei mit ja beantwortet werden, desto höher ist die 

Wahrscheinlichkeit des Vorliegens eines Hochrisikofalles)

• Bleibt der Verdacht bestehen, sind unverzüglich die erforderlichen 

Maßnahmen einzuleiten.

• Eine Gefährdungsanalyse ist erforderlich. 

Risikoeinschätzung (Umsetzung)



Risikoeinschätzung (erste Bewertung)



Risikoeinschätzung (erste Bewertung)



Risikoeinschätzung (erste Bewertung)



Risikoeinschätzung (erste Bewertung)



Interdisziplinäres Fallmanagement



• Sofortmaßnahmen

• Kontakt mit dem Opfer

• Planung erster Sicherheitssofortmaßnahmen

 Alle Maßnahmen, die zum Schutz des Opfers und dessen Aufklärung erforderlich 

sind, werden sowohl im Ersten Angriff als auch durch die Sachbearbeitung 

durchaus parallel zur Risikoeinschätzung eingeleitet.

Schutz und Aufklärung



Interdisziplinäres Fallmanagement



• Eine vertiefende Beurteilung des Falles 

– unter Einbeziehung der Erkenntnisse der ersten Risikoeinschätzung 

sowie 

– der maßgeblichen Merkmale eines Hochrisikofalles 

wird durch die zuständige Sachbearbeitung* für Häusliche Gewalt        

vorgenommen. 

• Neben der Anwendung der speziellen Screening-Instrumente wird bei 

bestehenden Gewaltbeziehungen die Berücksichtigung weiterer 

Risikofaktoren empfohlen

– Täterpersönlichkeit

– Lebenssituation des Gefährders oder 

– anderen Besonderheiten

* Verantwortlichkeit in der Leitung des Fachkommissariates 1

Gefährdungsanalyse



• Für die Gefährdungsanalyse ist 

 eine strukturierte Informationssammlung, 

 eine Bewertung der Dynamik des Einzelfalles (Gewaltspirale) und 

 die Gewichtung der risikoerhöhenden und -mindernden 

Indikatoren 

erforderlich. 

• Seite 2 der Checkliste:

 mit weiteren Informationen und fachlicher Beurteilung der

 erschwerenden Faktoren beim Täter /bei der Täterin

 erschwerenden Faktoren des Opfers sich Hilfe zu holen

 konfliktverschärfenden Ereignissen

 risikominimierende Faktoren

Gefährdungsanalyse



Nutzung einer wissenschaftlich validierte Faktorenliste. Kann als Screening-Instrument eingesetzt werden. Fragestellungen:

• Hat der Mann innerhalb der letzten 6 Monate bereits mehrere Male und 

jeweils länger als eine Stunde den Aufenthaltsort der Frau (z.B. ihre 

Wohnung) beobachtet?

• Hat der Mann schon einmal Todesdrohungen gegen die Frau oder gegen 

andere Personen ausgesprochen?

• Hat der Mann bereits einmal mit einer potenziell tödlichen Waffe die Frau 

oder andere Personen bedroht oder angegriffen?

• Hat die Frau schon einmal Todesangst vor dem Mann empfunden?

• Kam es innerhalb der letzten 6 Monate zu einer neuen Qualität der 

körperlichen Gewaltanwendung? Begann der Mann bspw. damit, die 

Betroffene zu würgen, zu vergewaltigen oder bedrohlich auf die Betroffene 

mit einem Fahrzeug zuzufahren?

• Zusätzlicher Screening-Faktor: Haben Sie als professionelle Fachperson bei 

der Betrachtung des Falles ein intuitives Gefühl von Gefahr, innerer 

Beunruhigung oder sehen Sie andere Anzeichen dafür, dass eine 

tiefergehende Analyse notwendig ist?

Gefährdungsanalyse / Fragestellungen



Gefährdungsanalyse



• Als weiteren Prognoseinstrument kann das Prognosetool Octagon

angewendet werden.*

• Kommt nach der Bewertung die Sachbearbeitung zu dem Ergebnis, 

dass von einem Hochrisikofall ausgegangen werden muss, ist ein 

sofortiges interdisziplinäres Handeln mit den zur Verfügung 

stehenden Maßnahmen erforderlich.

• Jeder Hochrisikofall ist in eine Fallkonferenz einzubringen.

• Bei jedem Hochrisikofall oder Risikofall ist neben der 

Vorgangsbearbeitung ein sogenannter Gefahrenermittlungsvorgang 

anzulegen, in dem die Risikoeinschätzung hinterlegt wird. 

*Einführung erst im Nachgang

Gefährdungsanalyse (Ergebnis)



Interdisziplinäres Fallmanagement Ergebnis der Arbeitsgruppe



Interdisziplinärer Prozess 

• Alle drei Grundsätze – Erkennen, Einschätzen und Entschärfen 

– verlangen ein Mitwirken der verschiedensten Behörden und 

Institutionen in einer Fallkonferenz.

• Da jeder Hochrisikofall dynamischen Prozessen und 

fortlaufenden Veränderungen unterliegt, muss die jeweilige 

aktuelle Entwicklung beobachtet, bewertet und das 

interdisziplinäre Fallmanagement ständig angepasst werden.

• Hierzu wird empfohlen, dass alle beteiligten Institutionen mit den 

gleichen Einschätzungsinstrumenten arbeiten (iKOST HG)

Fallmanagement



Im Mittelpunkt der Fallkonferenz stehen eine eingehende 

Einzelfallbetrachtung und interdisziplinäre Gefährdungseinschätzung

Ziele: 

• den Schutz und die Sicherheit Opfer häuslicher Gewalt und Kinder 

und ggfls. des neuen Lebenspartners sowie Dritten zu optimieren 

• die Verhinderung von weiterer schwerer Gewalt bzw. Tötung 

• die Stärkung der Selbstbestimmung und Eigeninitiative der 

Betroffenen 

• eine interdisziplinäre Einschätzung des (weiteren) Eskalationsrisikos 

und eine Abstimmung konkreter opfer- und täterspezifischer 

Maßnahmen und 

• eine regelmäßige und bessere Vernetzung der Kooperationspartner 

in Hochrisikofällen. 

Fallmanagement



Fallmanagement

Die Mitglieder der Fallkonferenzen setzen sich grundsätzlich 

aus Vertreterinnen und Vertretern 

• der Polizei, 

• der Staatsanwaltschaft, 

• der Opferunterstützungseinrichtungen (z. B. Frauenhäuser 

und Beratungs- und Interventionsstellen), 

• der Täterberatungsstellen und, 

• wenn Kinder mitbetroffen sind, des Jugendamtes 

zusammen.

Die beteiligen Institution (siehe Grafik) identifizieren einen 

Hochrisikofall und entscheiden, ob der Fall in der eigenen 

Institution bearbeitet werden kann und anschließend auf der 

4mal jährlich stattfindenden Terminkonferenz oder in der 

Spontankonferenz besprochen werden soll. 



Fallmanagement



• Terminkonferenz

• Spontankonferenz

• Protokollführung

• Dokumentation

• Datenübermittlung

• Sicherheitsmaßnahmenkatalog

Fallmanagement – wichtige Aspekte



Spontankonferenz

• In akuten Fällen wird sofort eine sogenannte „Spontankonferenz“ einberufen. 

• Diese wird durch die Institution einberufen, die nach erster 

Einschätzung einen möglichen Hochrisikofall erkennt und ggf. 

Unterstützung benötigt, um die Sicherheit der gefährdeten Personen zu 

gewährleisten. 

• Dazu lädt sie die Mitglieder von den Institutionen ein, die für die Bewertung 

der aktuellen Situation erforderlich sind. 

• Die Spontankonferenz ist auch im Rahmen einer Telefon-/Videokonferenz 

möglich. 

• Diese Fälle werden in der nächsten Terminkonferenz vorgestellt; ggf. 

anonymisiert.

Fallmanagement



Terminkonferenz

• Die Terminkonferenz findet in einer der beteiligten Institutionen statt. 

• Es empfiehlt sich, die Organisation grundsätzlich in einer Hand zu belassen, 

beispielsweise bei der/dem Beauftragten für Häusliche Gewalt der 

Polizeiinspektion oder der/dem örtlichen Ansprechpartner/-in der zuständigen 

Polizeidienststelle. 

• Jede Institution benennt ein festes Mitglied, einen Stellvertreter und 

deren Erreichbarkeit. 

• Der Fall wird gemeinsam in der Konferenz besprochen. Hierbei werden 

verschiedene und abgestimmte Maßnahmen für das betroffene Opfer, die 

Kinder und den Täter erarbeitet. 

• Die festgelegten Maßnahmen und Verantwortlichkeiten werden protokolliert 

und im Rahmen der nächsten Terminkonferenz auf ihre Umsetzung und 

Wirkung reflektiert. 

Fallmanagement



Fallmanagement Protokollierung



Interdisziplinäres Fallmanagement Ergebnis der Arbeitsgruppe



• Die Koordinationsfunktion auf Behördenebene wird insbesondere 

zur Erfassung und zum Erkennen inspektionsübergreifender 

Zusammenhänge durch das Dezernat 11 wahrgenommen. . 

• Von dort wird jährlich eine Arbeitstagung für alle mit Fällen von 

Häuslicher Gewalt befassten Sachbearbeiter/innen der zuständigen 

Fachkommissariate, Kriminal- und Ermittlungsdienste, der 

Ansprechpartner Häusliche Gewalt sowie der Multiplikatoren der 

Einsatz- und Streifendienste unter Beteiligung der iKOST HG 

ausgerichtet.

• Es bedarf zur Umsetzung der Konzeption einer regelmäßigen Aus-

und Fortbildung in Bezug auf die Gefährdungseinschätzung und das 

Fallmanagement vom ersten Einschreiten bis zur 

Endsachbearbeitung. 

Polizeidirektion



• Auf Ebene der Polizeiinspektion wird die Koordination durch die 

Leitung des Fachkommissariats 1 wahrgenommen. 

• Die/Der „Koordinator/in für Häusliche Gewalt“ ist Bindeglied für alle 

Sachbearbeiter Häusliche Gewalt sowie Multiplikatoren der Einsatz-

und Streifendienste innerhalb der Polizeiinspektion und ständiger 

Teilnehmer an den interdisziplinären Fallkonferenzen. 

• Diese/r kann bei der Gefährdungseinschätzung der innerhalb der 

Polizeiinspektion anfallenden zunächst als mögliche Hochrisikofälle 

eingeschätzten Sachverhalte häuslicher Gewalt und Einstufung als 

Hochrisikofall unterstützen. 

• Zur Unterstützung können in den (nachgeordneten) Dienststellen 

weitere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beauftragt werden. .

Polizeiinspektion



• Auf örtlicher Ebene müssen darüber hinaus geeignete polizeiliche 

„Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner für Häusliche Gewalt“ 

für die Kommunikation mit den außerpolizeilichen Netzwerkpartnern 

zur Verfügung stehen. 

• Diese nehmen bei den interdisziplinären kriminalpräventiven 

Netzwerktreffen „Häusliche Gewalt“ den polizeilichen Beitrag wahr.

Ansprechpartner/in Häusliche Gewalt



• Neben den funktionalen Verantwortlichen sind ablauforganisatorische 

Strukturen zu schaffen, die sicherstellen, dass das Thema im 

polizeilichen Alltag die notwendige Aufmerksamkeit erfährt. 

• Die Multiplikatoren/innen verankern das Thema in den Einsatz- und 

Streifendiensten der Dienststellen als spezialisierte 

Sachbearbeiter/innen ESD. 

Multiplikatoren/innen Häusliche Gewalt



• Mitglieder

– Koordinator/in Behördenebene

– Koodinatoren/innen Polizeiinspektion

– Multiplikatoren/innen Polizeiinspektion

– Ansprechpartner/innen

– Verhandlungsgruppe der Polizeidirektion Braunschweig

• Innerhalb der Kompetenzgruppe finden regelmäßige 

Dienstbesprechungen statt. 

– Hierbei skizziert jede/r Koordinator/in Häusliche Gewalt die aktuelle (Hoch-

)Risikolage der Polizeiinspektion, um inspektionsübergreifende Gefährdungslagen 

zu erkennen und zu koordinieren. Die Mitglieder der Kompetenzgruppe haben 

darüber hinaus die Aufgabe, die bei der Umsetzung der Rahmenkonzeption sowie 

der Aus- und Fortbildung zu unterstützen 

Kompetenzgruppe Häusliche Gewalt



• Alle Hochrisikofälle (in Phase 4 eingestuft) werden mittels des 

Meldebogens dem Lage- und Führungszentrum (LFZ) sowie dem 

Dezernat 11 per E-Mail übermittelt.

• Das LFZ speichert die Hochrisikofälle unter den Anschriften der 

gefährdeten und ggf. der betroffenen Person im Einsatzleitrechner. 

Für die Aktualisierung und Löschung sind die Polizeiinspektionen 

verantwortlich.

• Für alle Hochrisikofälle ist durch die Polizeiinspektion ein EPSweb-

Einsatz anzulegen, zu führen und mit entsprechenden Freigaben 

versehen.

Weitere Bearbeitungshinweise / Meldeverpflichtungen 
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Fragen
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Kontakt

Polizeidirektion Braunschweig

PHK Frank Hellwig

0531/476-1121

haeusliche-gewalt@pd-bs.polizei.niedersachsen.de


